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In der oberen rechten Ecke
prangt ein Davidsternmit einem
Schwert und einemOlivenzweig,
dem Emblem der israelischen
Armee. Im sechs Seiten langen
Dokumentwird, aufgeschlüsselt
nach Land, aufgelistet, wie vie-
le Personen mit doppelter oder
mehrfacher Staatsbürgerschaft
im Jahr 2025 den israelischen
Streitkräften (IDF) angehört ha-
ben. Laut dem Bericht leisteten
über 500 Schweizerinnen und
Schweizer Dienst bei den IDF.

Das Dokument wurde Mitte
Februar von der britischen Re-
chercheplattformDeclassifiedUK
veröffentlicht, nachdem der An-
walt EladMann fürdie israelische
Transparenz-NGOHatzlachavor
fast einem Jahr eine Anfrage an
die IDF gerichtet hatte, gestützt
auf das Öffentlichkeitsrecht. Ge-
mäss demDokument sollenmehr
als 50’000 Soldatinnen und Sol-
daten neben dem israelischen
Pass mindestens eine weitere
Staatsangehörigkeit besitzen.

EladMann fragte nach derAn-
zahl binationaler Soldatinnen
und Soldaten in den IDF so-
wie nach dem Wohnsitz dieser

Wehrpflichtigen. Zum zweiten
Punkt machten die israelischen
Streitkräfte keine Angaben: Es
gebe im System der Armee kein
Feld für die Nennung des zivilen
Wohnsitzes.

Militärdienst im Ausland:
Was das Gesetz erlaubt
Dass Schweizer Doppelbürge-
rinnen und -bürger in den IDF
zum Einsatz kamen, bringt die
Eidgenossenschaft in eine heik-
le Lage: Artikel 94 des Schweizer
Militärstrafgesetzes besagt, dass
es ohne Erlaubnis des Bundes-
rats verboten ist, ausländischen
Militärdienst zu leisten,mit einer
Ausnahme: Ein «Schweizer, der
noch eine andere Staatszugehö-
rigkeit besitzt, im anderen Staate
niedergelassen ist und dortMili-
tärdienst leistet, bleibt straflos».

In Bezug auf Israel stützt sich
derBundesrat auf eineRechtspre-
chung, die auf eine parlamentari-
sche Anfrage aus dem Jahr 2009
bezüglich Schweizer Armeean-
gehörigen in Gaza zurückgeht.
Der ehemalige Nationalrat der
Grünen-Fraktion Josef Zisyadis
wollte damals vom Bundesrat
wissen, ob dieser angeben kön-
ne, umwie viele Personen es sich

dabei handle und ob diese Perso-
nen «im Krieg, den der Staat Is-
rael gegen den palästinensischen
Gazastreifen geführt hat», durch
ihren militärischen Einsatz im
Sold Israels nicht ihre Pflichten
alsAngehörige der SchweizerAr-
mee verletzt hätten.

Der Bundesrat hatte geant-
wortet,dass«Doppelbürgerinnen
und -bürger den militärischen
Pflichten unterworfen sind, die
an ihrem zivilrechtlichenWohn-
sitz Gültigkeit haben», sofern
dieses Land kein spezielles Ab-
kommen mit der Schweiz ge-
schlossen habe. Undweiter: «Da
kein derartiges Abkommen zwi-
schen der Schweiz und Israel
besteht, sind in Israel nieder-
gelassene schweizerisch-israe-
lische Doppelbürgerinnen und
-bürger grundsätzlich gemäss
den israelischen Voraussetzun-
gen militärdienstpflichtig (…).»
Sie würden demnach nicht ge-
gen Schweizer Recht verstossen,
wenn sie in der israelischen Ar-
mee Militärdienst leisteten.

Zudem gebe es keine Melde-
pflicht für Militärdiensteinsätze
von im Ausland lebenden Dop-
pelbürgerinnen und -bürgern.
Die Schweiz könne daher keine

Angaben zu allfälligen Militär-
diensteinsätzen schweizerisch-
israelischer Doppelbürgerin-
nen und -bürger machen, so der
Bundesrat.

An dieser Position scheint
man weiterhin festzuhalten:
«Wir verfügen über keine In-
formationen, die darauf hin-
deuten würden, dass diesbe-
züglich eine Neubewertung im
Gang ist», sagt Stefan Hofer,Me-
diensprecher desVerteidigungs-
departements (VBS). Die konkre-
ten Zahlen kommentiert er nicht,
sondern differenziert: «In Isra-
el gilt die Wehrpflicht auch für
Personen, die in der Schweiz
nicht dienstpflichtig sind, also
Frauen und allgemein ältere
Personen.»

Dem ist hinzuzufügen, dass Isra-
el das sogenannte Ius-sanguinis-
Prinzip beziehungsweise das
«Recht des Blutes» anwendet.
Zudem hat jede jüdische Person
das Recht, nach Israel einzuwan-
dern und die Staatsbürgerschaft
zu beantragen, wobei das auch
für Kinder, Enkel und Ehepart-
nerinnen und -partner gilt.

Beschuldigter hatte seinen
Wohnsitz in Israel
Seit dem 7.Oktober 2023wurden
von der Schweizer Militärjustiz
drei Verfahren gegen Schweizer
Bürger, die für die IDFkämpften,
eröffnet. Zwei sind noch hän-
gig, das dritte ist abgeschlos-
sen. Im Januar 2024 hatte ein
Zivilist einen Schweizer Bürger

aufgrund eines Instagram-Posts
angezeigt.

Die Ermittlungen hatten erge-
ben, dass der Beschuldigte, ein
Doppelbürger, seinen Wohnsitz
in Israel hatte und folglich ver-
pflichtet war, dort seinen Mili-
tärdienst zu leisten. Der zustän-
dige Untersuchungsrichter stell-
te das Verfahren ein. «Wir sind
nur über Situationen im Bilde,
die uns gemeldet wurden oder
mit denen wir uns im Rahmen
der Verfahren befasst haben»,
erklärt der Sprecher der Militär-
justiz, Nicolas Fomasi.

Die Rechtsprechung stammt
aus dem Jahr 2009, doch die Si-
tuation in Gaza ist heute nicht
mehr dieselbe wie vor 15 Jahren.
Nach demAngriff derHamas am

Mehr als 500
Schweizer haben
in den israelischen

Streitkräften
gedient

Gazakrieg Ein Dokument der israelischen Armee zeigt,
wie viele Doppelbürger auf ihrer Seite gegen
die Hamas kämpften. Bislang führte der Bund

drei Strafverfahren gegen Schweizer Soldaten durch.

Der StrafrechtsprofessorThierry
Godel hat ein Buch zum Thema
Militärdienst von Schweizer Bür-
ger in ausländischen Streitkräf-
ten geschrieben.

Herr Godel, der Bundesrat hielt
2009 fest, dass ein in Israel
wohnhafter Doppelbürger,
der der dortigenWehrpflicht
unterliegt, nicht gegen
Schweizer Recht verstösst,wenn
er für die israelischeArmee
kämpft. Ist dies immer noch so?
Ja, der zivileWohnsitz ist das ent-
scheidende Kriteriumbei derBe-
urteilung, ob ein SchweizerDop-
pelbürger in einer ausländischen
Armee dienen darf odernicht.Ar-
tikel 94 des Militärstrafgesetzes
legt ein grundsätzliches Verbot
fest: Ein SchweizerStaatsangehö-
riger darf keinen Dienst in einer
ausländischen Streitkraft leisten.
Diese Norm entspricht der Logik
der immerwährendenNeutralität
derSchweiz und zielt auch darauf
ab, dieVerteidigungsfähigkeit der
Schweiz aufrechtzuerhalten.
WelcheAusnahmen sieht
das Gesetz vor?
Es gibt zwei Ausnahmen: Mit Er-
laubnis des Bundesrats darf ein
Schweizer Staatsangehöriger in
einer ausländischen Armee die-
nen. Das kommt in der Praxis
äusserst selten vor, wenn man

von den Abkommen absieht, die
mit einigen Nachbarländern un-
terzeichnetwurden,umeine dop-
pelte Wehrpflicht zu vermeiden.
Die zweite Ausnahme liegt dann
vor,wenn der zivileWohnsitz der
Person imAusland liegt und die-
se auch die Staatsangehörigkeit
dieses Landes besitzt.
Hat sichmit der Situation in
Gaza etwas daran verändert?
Nein. Das Verbot, im Ausland zu
dienen, hängt nicht vom Konflikt
ab. Es beruht auf Gesetzen, die
unabhängig vom politischen, si-
cherheitspolitischen oder mora-
lischen Kontext gelten.Weder die
Natur noch die Gründe für die
Gewalttaten, die im Gazastreifen
oder anderswo in palästinensi-
schen oder israelischen Gebieten
begangen wurden – egal, ob vor
oder nach dem 7. Oktober 2023
–, ändern etwas an den Bedin-
gungen für die Anwendung von
Artikel 94 des Militärstrafgeset-
zes. Da jedoch internationale Or-
ganisationen, zwischenstaatliche
Organe sowie die Anklagebehör-
de des Internationalen Strafge-
richtshofs (IStGH) über Vorfälle
informiert haben, die internati-
onale Verbrechen und insbeson-
dere Kriegsverbrechen oder sogar
Völkermord darstellen könnten,
sollten diese Verstösse ebenfalls
geprüft werden.

Was sagt das Schweizer
Strafrecht bezüglich
Kriegsverbrechen
undVölkermord?
Völkermord zeichnet sich
durch eine spezifische
Absicht aus. Er setzt vo-
raus, dass bestimmte
schwere Handlun-
gen in der Absicht
begangen wer-
den, eine natio-
nale, ethnische,
rassische oder
religiöse Grup-
pe als solche
ganz oder teil-
weise zu zer-

stören.Dazu gehörenMord,Ver-
ursachung von schwerem kör-
perlichen oder psychischem
Schaden, Auferlegung von
Lebensbedingungen, die
die körperliche Zerstörung
herbeiführen.Kriegsverbre-
chen setzen diese Absicht,

eine Gruppe zu zerstö-
ren, nicht voraus.

Kriegsverbrechen sind schwe-
re Verstösse gegen das huma-
nitäre Völkerrecht, die im Rah-
men eines bewaffneten Konflikts
begangen werden. Dazu gehö-
ren Angriffe auf Zivilisten, un-
menschliche Behandlung, un-
gerechtfertigte Zerstörung, Gei-
selnahme, unverhältnismässige
Angriffe oder die Anwendung
bestimmter verbotener Kriegs-
methoden.
Inwelche Zuständigkeit fallen
internationale Verbrechenwie
Kriegsverbrechen,Verbrechen
gegen dieMenschlichkeit oder
Völkermord?
Dafür gilt die universelle Zustän-
digkeit respektive das Prinzip
der universellen Gerichtsbarkeit:
Wird eine Person in der Schweiz
verhaftet und weder an einen
anderen Staat ausgeliefert noch
dem Internationalen Strafgericht
(IStGH) übergeben, müssten die
SchweizerBehördendieseVerbre-
chenverfolgen – auch dann,wenn
sie imAusland begangenwurden,
unabhängig von der Nationalität
des Täters oder der Opfer.
Was droht einem in der Schweiz
lebenden Doppelbürger,wenn
er für die IDF kämpft?
Da kein spezielles Abkommen
zwischen der Schweiz und Is-
rael besteht, fällt ein Schweizer
Staatsbürger, der einer Einberu-

fung zumMilitärdienst folgt oder
sich freiwillig bei der israeli-
schenArmeemeldet, grundsätz-
lich unter das Verbot des frem-
den Militärdienstes. Eine direk-
te Beteiligung an denKämpfen in
Gaza ist für die Erfüllung dieses
Straftatbestands nicht erforder-
lich. Entscheidend ist, dass man
sich in die militärische Struk-
tur eingliedert, also eingezo-
genwird, unter einemKomman-
do steht und sich der Armee zur
Verfügung stellt. Es reichen also
auch sogenannte defensive oder
unterstützende Funktionen in
der Logistik,Übermittlung, tech-
nischenUnterstützung oderVer-
waltung aus.
Welche Strafe droht dafür?
Wenn nur dermilitärische Straf-
tatbestand des ausländischen
Dienstes vorliegt, kann das Mi-
litärgericht eine Freiheitsstrafe
von bis zu drei Jahren verhän-
gen. Handelt es sich bei der
Tat um ein internationales Ver-
brechen, ändert sich das Straf-
mass grundlegend: Bei Kriegs-
verbrechen, Verbrechen gegen
die Menschlichkeit oder Völker-
mord kann die Freiheitsstrafe bis
zu 20 Jahre betragen. In einem
solchen Fall liegt die Zuständig-
keit für die Strafverfolgung und
-beurteilung bei den Strafbehör-
den des Bundes.

«Die Schweiz
ist verpflichtet,

Kriegsverbrechen
zu verfolgen»

Neutralität vs. Wehrpflicht Wannmachen sich
Schweizer in Israels Armee strafbar?
Ein Strafrechtsprofessor erklärt,

wann die Schweiz eingreifen müsste.

Thierry Godel
ist Professor
für Strafrecht
an der Fern-
uni Schweiz.
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Brüchiger Waffenstillstand: Israelische Soldaten und Panzer an der Grenze zu Gaza. Foto: Jack Guez (AFP)
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Sind Sie ein Geizkragen wie Dagobert
Duck, wenn es ums Trinkgeld geht
– oder eher ein Wohltäter à la Robin
Hood? Klar ist: In der Schweiz muss
niemandTrinkgeld geben.Der Service
ist in der Gastronomie im Preis inbe-
griffen –was denUmgang damit umso
komplizierter macht.

So ist bis heute nicht klar, unterwel-
chen Bedingungen freiwillige Trink-
gelderversteuertwerdenmüssen.Geht
es nach dem Mitte-Politiker Beat Rie-
der, sollen sie künftig generell steuer-
und abgabefrei sein.Morgen debattiert
der Ständerat darüber.

Nicht nur in der Politik, auch im
Freundeskreis sind Trinkgelder An-
lass für lebhafte Diskussionen. Beson-
ders seit auch an der Take-away-Kas-
se Trinkgeld-Aufforderungen aufblin-
ken.Wie viel ist genug?Wie viel zu viel?
Eine kleine, nicht ganz ernst gemein-
te Typologie.

Der Grosszügige

Egal was auf der Rechnung steht oder
wie gut der Restaurantbesuch dies-
mal war: Der Grosszügige rundet so
auf, dassmindestens zehn Prozent da-
zukommen. Das kann am Alkoholpe-
gel liegen, am Mitleid, weil Köche und
Servicepersonal doch ohnehin alle
bescheiden verdienen – oder schlicht
dem Umstand geschuldet sein, dass
der Grosszügige respektabel verdient
und sich das kulante Trinkgeld leis-
ten kann. Meist fühlt er sich danach,
wenn er ganz, ganz ehrlich ist, auch
ein bisschen edelmütig. Er hat gleich
zwei Fliegen aufsMal erledigt: Genies-
sen und Gutes tun!

Der Geizige

Wenn es 34.85 Franken kostet, ist der
Geizige in seinem Element. «Machen
Sie doch gleich 35 Franken», sagt er
dem Kellner beim Bezahlen gene-
rös. Dass er ihn damit eher provo-
ziert, ist dem Geizigen entweder egal
oder schlicht nicht bewusst. Aber je-
der Franken muss nun einmal hart
verdient sein,wo kämeman sonst hin,
wenn er leichtfertig aus derHand gege-
benwürde? Müsste er darummit dem
Grosszügigen eine Rechnung beglei-
chen, er käme echt in die Bredouille.

Denn natürlich macht der Geizige,
ganz egal, wie gut das Essen und der
Servicewaren, nie eineAusnahme. Sein
Geiz hindert ihn auch an jeglichem (Al-
kohol-)Exzess und damit, dass er sich
vernebelt einmal etwasweniger gut im
Griff haben könnte.

DerVernünftige

Grundsätzlich ist bei ihm immer al-
les in Ordnung. Der Service war auf-

merksam, klar, ein bisschen schneller
hätte alles gehen können, aber die Kü-
che?Wirklich gut.Ausgezeichnet? Nun
ja, nicht ganz. So gibt der Vernünfti-
ge dann auch Trinkgeld: Service top,
Tempo mittel, Küche gut. Macht ge-
nau 4 Franken 50 Rappen mehr. Der
Vernünftige ist anders als der Berech-
nende: Er hat jederzeit die Herrschaft
über die finanzielle Räson und krit-
zelt seine Überlegungen auch gerne
mal gleich auf die Quittung, damit die
Servicekraft anschaulich illustriert be-
kommt, wie sie zu ihren zusätzlichen
Einkünften gekommen ist.

Der Berechnende

Kaum im Restaurant, steuert er direkt
auf die Bedienung zu. Wechselt ein
paar netteWorte mit ihr, zeigt auf den
Tisch,wo seine Begleitung sitzt – und
beschenkt die Kellnerinmit einemNöt-
li. Selbstverständlichwürde er das nie
als Bestechungsversuch bezeichnen,
höchstens als höflicher Anreiz für ei-
nen besonders aufmerksamen Service.

Dass er sein Erfolgsrezept auch
im Hotel anwendet, versteht sich von
selbst: Sobald er das Zimmermädchen
auf der Etage erblickt, zückt er das
Portemonnaie. Und belohnt die Frau
mit Trinkgeld, bevor sie auch nur die
Bettwäsche zurechtgezupft oder die
Handtücher gewechselt hat.Amnächs-
tenTagwird er sich über ein Badetuch
in Form eines Schwanes freuen – eine
Sonderleistung, die, so glaubt er, kein
anderer Gast erhalten hat.

Der Prinzipienreiter
Er gibt in derRegel nichts.Nurwenn er
einen komplettenAusreissernach oben
erlebt: die Geburtstagstorte ohneAuf-

forderung, dieVorspeise umsonst,we-
gen ein bisschenmehrWartezeit.Aber
eigentlich findet erTrinkgeld unnötig,
und nicht, wie der Geizige, aus finan-
ziellen Gründen, sondern mehr aus
kultureller Überzeugung. «Ich weiss
ja nicht, ob euch das aufgefallen ist»,
pflegt er zu sagen. Aber die für ihn so
unverhältnismässige Trinkgeldkultur
ist für den Prinzipienreiter nur einwei-
terer Index für die Amerikanisierung
des Abendlandes. Super Bowl, Hallo-
ween – und bald 5 zusätzliche Preis-
prozente im Gesetz verankert? Ohne
ihn! Sein Portemonnaie bleibt zu.

DerWohltäter

Die Frauen und Männer an der Kas-
se verdienen generell zu wenig, findet
er: zu wenig Geld, zu wenig Anerken-
nung. Im Selbstbedienungsrestaurant,
aber auch in derMigros oder im Coop.
Deshalb rundet er den Betrag an der
Kasse grosszügig auf, oder er verteilt
hier und da einen Fünfliber.

Lieber dem Frölein an der Kasse di-
rekt Freude bereiten, als anonymGeld
zu spenden, das ist seine Devise. Denn
der Wohltäter schätzt es sehr, dass er
an der Kasse mit einem Lächeln, viel-
leicht sogarmit Namen begrüsstwird.

Christian Brüngger,
Moritz Marthaler und Chris Winteler

Der Umgang mit Trinkgeld
ist in der Schweiz

eine soziale Rutschpartie.
Fotos: Boris Müller,

Imago/Getty Images

Der Geizige oder derWohltäter:
Welcher Trinkgeld-Typ sind Sie?

Gastronomie Der richtige Umgangmit Trinkgeld ist kompliziert.
Morgen debattiert der Ständerat darüber, ob es künftig steuerfrei sein soll.

7. Oktober 2023 marschierte Is-
rael in die palästinensische En-
klave ein, belagerte und bombar-
dierte den Gazastreifen intensiv.
Unterschiedliche NGOs, unab-
hängige Expertinnen und Ex-
perten, Politikerinnen und Po-
litiker sowie eine Kommission
des UNO-Menschenrechtsrats
erklärten, Israel begehe im Ga-
zastreifen einenVölkermord.Von
Israel wird der Genozidvorwurf
zurückgewiesen. Der Interna
tionale Strafgerichtshof hat noch
kein Urteil bezüglich des Geno-
zidvorwurfs gefällt.

Der Bund hat keine Informa-
tionen zu den schweizerisch-is-
raelischenDoppelbürgern in den
Reihen der IDF.Da sie nichtmel-
depflichtig sind, weiss das VBS

nicht, wer diese Personen sind
undwo siewohnen. LautVBS ist
es nicht geplant, eine solcheMel-
depflicht einzuführen.

Die Bundesanwaltschaft ist
für die Verfolgung und Beurtei-
lung internationalerVerbrechen
zuständig. Derzeitwürden keine
Strafverfahren in diesemBereich
geführt, da es keine konkreten
Hinweise auf ein Kriegsverbre-
chen gebe. Es werde nur dann
eine Strafuntersuchung eröff-
net, wenn ein begründeter Ver-
dacht vorliege, dass eine strafba-
re Handlung begangen worden
sei, so Bundesanwaltschaftsspre-
cher Maximilian Tikhomirov.

Aus dem Französischen übersetzt
von Marina Galli

Weiss die Schweiz,welche
schweizerisch-israelischen
Doppelbürger für die IDF
kämpfen?
Da es sich um einen auslän-
dischen Militärdienst handelt,
sind internationale Rechtshil-
femechanismen in Strafsachen
ausgeschlossen. In der Praxis
handelt die Militärjustiz haupt-
sächlich auf der Grundlage von
Informationen, die ihr zugetra-
gen wurden, also Hinweise, An-
zeigen oder beispielsweise in
den sozialen Netzwerken oder
den Medien öffentlich bekannt
gewordene Informationen. Es
wird also nach einer reaktiven
Logik gehandelt, wenn es kon-
krete Hinweise gibt.
Undwas ist mit internationalen
Verbrechen?
Da ist die Situation eine andere:
Das internationale Recht schreibt
den Staatenvor, solche Straftaten
nicht nur zu bestrafen, sondern
auch zuverhindern. Esmuss also
proaktiv gehandelt werden. Die
Schweiz hat dieVölkermordkon-
vention ratifiziert und ist Ver-
tragspartner des Römer Statuts
des IStGH. Sie ist also verpflich-
tet, zu kooperieren, solche Ver-
brechen zuverfolgen undmit der
Anklagebehörde zusammenzu-
arbeiten, indem sie unter ande-
remRechtshilfeersuchen zurBe-

weiserhebung nachkommt oder
internationale Haftbefehle der
Anklagebehörde vollstreckt.
Wenn sich der Genozidvorwurf
in Gaza bestätigen sollte,was
müsste die Schweizmit ihren
Staatsangehörigen tun, die für
die IDF kämpfen?
Würde der IStGH politische Ent-
scheidungsträgerwegenVölker-
mords verurteilen, hätte das na-
türlich Auswirkungen auf ande-
re Strafverfahren. Eswürde aber
nicht dazu führen, dass alle Mit-
glieder einer am Konflikt betei-
ligten Armee deswegen verur-
teiltwürden.Wenn ein Schweizer
Staatsangehöriger in die Schweiz
zurückkehrt und es ernsthafte
Hinweise darauf gibt, dass er ein
internationales Verbrechen be-
gangen oder sich daran beteiligt
hat, müsste die Bundesanwalt-
schaft ein Strafverfahren einlei-
ten oder mit dem IStGH zusam-
menarbeiten, falls dieser zustän-
dig ist. Es wäre dann Sache der
zuständigen Behörde, im Einzel-
fall und auf Grundlage der vor-
geworfenen Tatsachen zu prü-
fen, welche Straftaten began-
gen wurden.

Catherine Cochard

Aus dem Französischen übersetzt
von Marina Galli


